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Editorial

Am Tag «danach»
In wenigen Tagen fällt der Entscheid, ob
die SPS weiterhin im Bundesrat bleiben
wird oder aber die SP-Vertreter auffordert,
die Landesregierung zu verlassen. Wie
immer der Entscheid ausfallen wird, er ist allemal

historisch, denn auch wenn man sich
weiterhin für die Teilhabe an der sogenannten

Macht entschliesst, die SPS wird nie
mehr sein, was sie vor diesem Februar-
Parteitag gewesen ist.
Kein Ereignis der letzten Jahre hat die
Diskussionen in, aber auch ausserhalb der Partei

so angefacht, wie die Frage der
Regierungsbeteiligung. Um es genau zu nehmen,
so stellt sich die Frage nicht primär nach
der Regierungsbeteiligung, diese Frage
dürfte immer noch eine Mehrheit innerhalb
der Partei finden, es stellt sich die Frage an
nach der Beteiligung in dieser Regierung.
Es ist auch falsch, die Beteiligung in der
Landesregierung mit jener in den Kantonen
und Gemeinden zu verwechseln. Wo das
Volk die Gelegenheit hat, seine Magistraten
zu wählen oder abzuwählen, stellt sich die
Frage anders als dort, wo ein Koalitionspartner

auf Gedeih — in unserem Fall eher
auf Verderb — von einem Mehrheitskartell
abhängt beziehungsweise nach Belieben
gebeutelt werden kann.
Eine politische Partei, die nicht mit ihren
Idealen und Vorstellungen nach der Macht
oder nach Teilhabe an der Macht und
Verantwortung strebt, hat gar keine politische
Berechtigung. Das gilt auch für die SPS.
Sie will Anteil an Macht und Verantwortung,

aber nicht nur an der Verantwortung,
deren Inhalte sie nicht mitbestimmen kann.
In den bürgerlichen Medien, aber auch
innerhalb der SPS, war in diesen Tagen auch
immer wieder die Rede davon, ob es zu
einer Parteispaltung kommen wird. Diese
Gedanken müssen gedacht werden. Die
Verlierer der kommenden Ausmarchung,
auf welcher Seite sie nun stehen werden,
müssen durch das Fegefeuer. Es ist zu hoffen,

dass sie sich nicht zu unüberlegten
Schritten hinreissen lassen. Parteispaltung
ist keine Lösung, sie wäre das Ende.
Wer jetzt schon mit Parteiaustritt droht,
der hatte in dieser Partei nie etwas zu su¬

chen gehabt, denn dies ist eine sozialdemokratische

Partei, also sozial und demokratisch,

auch nach innen. Wer sich dem
demokratischen Entscheid durch Austritt
entzieht, entlarvt sich als wenig stabil oder als
Karrierist. Die Entscheidung, vor der wir
stehen, hat deshalb wenig mit Otto Stich
oder gar Helmut Hubacher zu tun. Sie war
einfach fällig, wäre so oder so gekommen.
Die SPS muss sich vor Augen halten, was
die nächste Zukunft der Gesellschaft, dem
Land, den einzelnen Bürgern bringt, sie
muss versuchen in die Zukunft zu schauen
um herauszufinden, wohin der Weg geht,
ihr Weg. Sie muss sich fragen, welche
Chancen ihre Ideale, ihre Wertvorstellungen

im gegenwärtigen politischen System
noch haben. Sie muss sich um die Zukunft
der Jugend kümmern. Das neue Parteiprogramm

gibt beim genauen Lesen sehr viele
Antworten. Aber diese Antworten müssen
praktikabel gemacht werden. Dies ist nicht
durch Absprachen mit hochmütigen
Partnern, sondern nur im Engagement der
einzelnen Mitglieder möglich.
Dass auch der Versuch gemacht wird, diesen

Entscheid noch einmal zu verhindern,
war eigentlich zu erwarten, aber dem
Aufschub darf nicht stattgegeben werden, dann
wäre auch die Glaubwürdigkeit nach innen
zu Ende.
Die Politik wird also nach dem 12. Februar
eine andere sein. So oder so. Ein Verbleib
in der Regierung könnte den Graben
zwischen Romands und Deutschweizern auch
innerhalb der SPS aufreissen. Denkbar wären

auch Verlagerungen der parteipolitischen

Aktivitäten in die Regionen. Das
Desinteresse an der eidgenössischen Politik
könnte sich noch vergrössern und auf die
Sektionen übergreifen. Der Regionalisierung

der Politik wären Tür und Tor geöffnet.

Man kann einen Genossen, eine Genossin
nicht zwingen zu irgendwelchen Aktivitäten,

das Engagement muss von innen kommen.

Man darf den Menschen, den wenigen,

die sich noch engagieren, kaum
vorschreiben, wo und wie sie dies tun sollen.
Engagement lässt sich nicht herbeiorganisieren,

noch kann man es «vorsehen». Man
kann nur gegen die Resignation angehen.
Was man sagen muss, ist aber dies:
Parteiaustritt ist keine Lösung.

Toya Maissen
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